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2 1 . O k t o b c i : EG und EFTA einigen 
sich über den Europäischen Wirt
schaftsraum, der mit 1. Jänner 1993 in 
Kraft treten soll Der Vertrag legt zwi
schen beiden Organisationen grund
sätzlich die Freiheit des Waren-, 
Dienstleistungs-, Kapital- und Perso
nenverkehrs fest doch bleibt die Zoll-

A u s l a n d 

und Handelspolitik gegenüber Dritt
staaten weiterhin in eigener Verant
wortung Daher werden die Grenz
kontrollen nicht beseitigt, und die Ur
sprungsregeln bleiben bestehen 
Auch wird die Agrarpolitik in den Ver
trag nicht einbezogen, und die EFTA-
Staaten haben kein formales Mitspra
cherecht in der Gestaltung von EG-
Vorschriften5) 

6 ! \ o \ e m b c i : Die Notenbank der USA 
senkt den Diskontsatz um 0,5 Prozent
punkte auf 4,5% 

14. November : Die japanische No
tenbank senkt den Diskontsatz um 
0,5 Prozentpunkte auf 5,0%, nachdem 
er schon im Juli gleichfalls um einen 
Yz Prozentpunkt herabgesetzt worden 
war 

9. D e z e m b e r : Am ersten Tag des 
EG-Gipfels in Maastricht einigen sich 
die Finanzminister der Gemeinschaft 
über die Einführung einer Währungs
union spätestens 1999 Die Teilnahme 
daran ist für die Mitgliedstaaten an 
bestimmte Bedingungen gebunden: 
— Die Inflationsrate darf nicht mehr 

als 1,5 Prozentpunkte über dem 
Durchschnitt der drei Staaten mit 

Das IV. Quarta] 1991 wurde in hohem 

Maße durch Entscheidungen für die 

europäische Integration geprägt. Das 

gilt in erster Linie für die 

Gipfelkonferenz der EG-Mitglieder in 

Maastr icht, wo wesent l iche 

Beschlüsse über die künft ige Gestalt 

der Gemeinschaft gefaßt wurden, aber 

auch für die Einigung über den 

europäischen Wirtschaftsraum (EWR), 

durch die die EFTA-Staaten enger an 

die EG gebunden werden. Für 

Österreich wurde mit der Paraphierung 

des Transitabkommens mit der EG ein 

mögliches Hindernis für die 

Mitgl iedschaft Österreichs aus dem 

Wege geräumt, Nach lebhaften 

Debatten wurde mit der 50 ASVG-

Novelle eine Ausweitung des 

Leistungskatalogs der 

Krankenversicherung, aber auch eine 

neuerl iche Beitragserhöhung 

beschlossen. 

der niedrigsten Infiationsrate lie
gen, 

— die jährliche Neuverschuldung des 
Staates darf nur Investitionsaus-
gaben gewidmet sein und 3% des 
Bruttoinlandsproduktes nicht 
übersteigen, und 

— die Verschuldung der öffentlichen 
Hand darf 60% des Bruttoinlands
produktes nicht überschreiten 

10. D e z e m b e r : Die Regierungschefs 
der EG-Mitgliedstaaten einigen sich in 
Maastricht auf eine gemeinsame So
zialpolitik Großbritannien beharrt auf 
der Möglichkeit, künftige in diesem 
Rahmen beschlossene Sozialvor
schriften abzulehnen Sein Veto ge
gen die „Charta der sozialen Grund
rechte", welche schon 1989 beschlos
sen worden war, zieht Großbritannien 
hingegen zurück. 

20. D e z e m b e r : Die Deutsche Bun
desbank erhöht den Diskontsatz von 
7,5% auf 8% und den Lombardsatz 
von 9,25% auf 9,75%. In der Begrün
dung für diesen Schritt heißt es, er 
trage den für die nächste Zukunft 
gestiegenen Stabiiitätsrisken Rech
nung 

Ö s t e r r e i c h 

29. O k t o b e r : Der Abschluß des Kol
lektivvertrages für die Metallarbeiter, 
dem in Österreich Signalfunktion zu
kommt, erbringt eine Erhöhung der 
Ist-Lohne um 4,8% und der Koliektiv-
vertragslöhne um 6,2% bis 6,5% 

4. N o v e m b e r : Mit diesem Datum 
werden die letzten Beschränkungen 
im grenzüberschreitenden Zahlungs
und Kapitalverkehr aufgehoben Die 
devisenrechtliche Genehmigungs
pflicht für Wertpapieremissionen ent
fällt, ebenso jene für die Kontofüh
rung von Österreichern im Ausland 
Inländische Wertpapiere unterliegen 
nicht mehr der Depotpfiicht, und 
Nichtbanken dürfen nun im Ausland 
Kredite aufnehmen2). 

12., N o v e m b e r : Die Regierung legt 
die Obergrenze der Zahl ausländi
scher Arbeitskräfte 1992 mit 317 000 
(gegenüber 308.000 1991) fest Die 
Landeshöchstzahien werden jedoch 
zugunsten einer „Reserve" des So
zialministers spürbar reduziert 

3. D e z e m b e i : Im Rahmen der 
50 Novelle zum ASVG werden die Lei
stungen der Krankenversicherung auf 
Psychotherapie und Hauskrankenpfle-

^ Siehe Stankovsky J .Die Bedeutung dss tWR für Österreich', WIFO-Monatsberichte. 1991, 64(12] 
a) Brandner P Liberalisierung der österreichischen Devisenbestimmungen' WIFO-Monatsberichte 1991 64(11) 
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ge ausgedehnt Die Pensionen wer
den — über den Richtsatz hinausge
hend — um 4% erhöht, die Aus
gleichszulage auf 6 500 S für 
Alleinstehende und auf 9 317S für 
Ehepaare angehoben Ab 1 Jänner 
1992 werden auch Bäuerinnen Versi
cherungszeiten für eine eigene Pen
sion erwerben können Die Beiträge 
zur Krankenversicherung werden mit 
Jahreswechsel um 1 Prozentpunkt für 
Angestelite und 0 8 Prozentpunkte für 
Arbeiter erhöht 

Ab 1 Jänner 1992 dürfen private 
Stellenvermittlungsbüros Führungs
kräfte und ab 1 Juli 1993 alte Arbeits
kräfte vermitteln 

1 D e z e m b e r : In Brüssel wird der 
Transitvertrag zwischen der EG und 
Österreich paraphiert Danach wird 
bis zum Jahr 2000 durch das ,Öko-
punktesystem' der Schadstoffaus
stoß der Lastkraftwagen, die Öster
reich passieren halbiert werden 
Andererseits soll der kombinierte 
Bahnverkehr ausgebaut werden Das 
Abkommen tritt zwar im Falle 
eines EG-Beitritts Österreichs formal 
außer Kraft, doch sei, nach Aussage 
des EG-Verkehrskommissars van 
Miert, nicht daran gedacht, es zu 
ändern 

1 1 . D e z e m b e r : Verkehrsminister 
Streicher befürwortet die Einstellung 
von fünf Nebenbahnen Für die restli
chen 22 Strecken, deren Leistungs
auftrag ebenfalls zu Jahresende aus

läuft, schlägt Streicher den Weiterbe-
trieb zunächst bis Ende 1994 vor 

T 3. D e z e m b e r : Das Parlament be
schließt eine Erhöhung der Mineralöl
steuer mit I.Jänner 1992 Unverblei
ter Treibstoff wird dadurch um 70 g, 
verbleiter Treibstoff um 1,10 S teurer 
Weiters gilt ansteile des Umsatzsteu
ersatzes von 32% bei Erwerb eines 
Personenkraftwagens neben der Um
satzsteuer von 20% eine Zuiassungs-
abgabe. Diese richtet sich nach dem 
durchschnittlichen Treibstoffver
brauch des Kraftfahrzeugs Der höch
ste Satz für die neue Abgabe beträgt 
14% 

Gleichfalls mit Jahresbeginn wer
den die Familienbeihilfen um 100 S 
und ab Juli 1992 um weitere 50 S an
gehoben Die Getränkesteuer wird 
von einer Verbrauch- in eine Ver
kehrsteuer umgewandelt Sie ist künf
tig nicht mehr an den Ort des Ver
brauchs eines Getränkes gebunden, 
sondern fäilt bei jedem Verkauf an 
Der Steuersatz für alkoholfreie Ge
tränke wird halbiert und beträgt ab 
1992 5% 

Die Höchstbemessungsgrundlage 
für das Bausparen wird von 8 000 S 
auf 10 000 S erhöht Diese Regelung 
gilt nicht nur für neuabgeschlossene, 
sondern auch für laufende Verträge 

16 D e z e m b e r : Mit 1 Jänner 1992 
werden die Bezüge der öffentlich Be
diensteten (Beamte und Vertragsbe
dienstete des Bundes, Gemeindebe

dienstete, Bahn Post) sowie der Pen
sionisten des öffentlichen Dienstes 
um 4,3% erhöht Die Kosten der Ein
kommenserhöhung werden mit 
8 3 Mrd S veranschlagt Gleichzeitig 
wird der Beitrag zur Krankenversiche
rung der Bundesbediensteten um 
1 Prozentpunkt gesenkt 

Die Regelung zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden über den 
Krankenanstaltenzusammenarbeits
fonds (KRAZAF), die Ende 1991 aus
gelaufen wäre wird bis 1994 verlän
gert 1992 werden dessen Mittel um 
rund 4 Mrd S aufgestockt 

18. D e z e m b e i : Um die Finanzie
rungslücke im Milchwirtschaftsfonds 
abzudecken, einigen sich die Sozial
partner auf eine Erhöhung des Milch
preises mit 1 Jänner 1992 Der Liter 
Trinkmilch wird um 0,90 S teurer und 
kostet künftig 11,50 S Der Preis von 
1 kg Butter steigt um 8 S auf 88 S, 
Hartkäse verteuert sich um 5 30 S und 
Schnittkäse um 6 S Die Bauern erhal
ten für 1 kg Milch um 0 05 S mehr 

20. D e z e m b e i : Im Gefolge der Leit
zinserhöhung durch die Deutsche 
Bundesbank hebt auch die Oesterrei
chische Nationalbank den Diskontsatz 
von 7 5% auf 8% und den Lombard
satz von 9,25% auf 9 75% an. Die Leit-
zinsanhebung soll Devisenabflüsse 
verhindern 

Abgeschlossen am 31 Dezember 1991 
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